
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 04 | 2019

Daten für die Monate  
12/2019 bis 2/2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 10.12.19, 10.1.20, 10.2.20
ESt, KSt = 10.12.19
GewSt, GrundSt = 17.2.20

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 13.12.19, 13.1.20, 13.2.20
ESt, KSt = 13.12.19
GewSt, GrundSt = 20.2.20

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 12/19 = 23.12.19
Fälligkeit Beiträge 1/20 = 29.1.20
Fälligkeit Beiträge 2/20 = 26.2.20

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

9/18 2/19 5/19 9/19
+ 2,2 % + 1,7 % + 1,3 % + 0,9 %

Für alle Steuerpflichtigen

Finanzverwaltung äußert sich zur Steuerfreiheit  
von Jobtickets und Fahrtkostenzuschüssen

| Seit 1.1.2019 sind Arbeitgeberleistungen für bestimmte Fahrten mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln im Linienverkehr sowie für Fahrten im öffentlichen Personennah-
verkehr steuerfrei. Die gesetzliche Neuerung hat aber Fragen aufgeworfen, sodass 
sich das Bundesfinanzministerium nun in einem 15 Seiten starken Schreiben zu dem 
Umfang der Steuerbefreiung geäußert hat. |

Begünstigte Leistungen  
des Arbeitgebers

Unter die Steuerbefreiung des § 3 Nr. 15 
Einkommensteuergesetz (EStG) fallen 
Arbeitgeberleistungen in Form von un-
entgeltlichen oder verbilligt überlasse-
nen Fahrberechtigungen (Sachbezüge) 
sowie Zuschüsse (Barlohn) des Arbeit-
gebers zu den von den Arbeitnehmern 
selbst erworbenen Fahrberechtigungen. 
Begünstigt sind insbesondere:

 • Fahrberechtigungen in Form von 
Einzel-/Mehrfahrtenfahrscheinen, 

 • Zeitkarten (z. B. Monats-, Jahres-
tickets, Bahncard 100), 

 • allgemeine Freifahrberechtigungen,
 • Freifahrberechtigungen für be-

stimmte Tage (z. B. bei Smogalarm),
 • Ermäßigungskarten (z. B. Bahn-

card 25).

Umfasst die Fahrberechtigung die Mit-
nahme von anderen Personen oder ist 
die Fahrberechtigung auf andere Perso-
nen übertragbar, schließt dies die Steu-
erbefreiung nicht von vornherein aus.

MERKE | Die Steuerfreiheit gilt nur für 
Arbeitgeberleistungen, die zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
erbracht werden. Eine mittels Gehalts-
umwandlung erbrachte Leistung fällt 
somit nicht unter die Steuerbefreiung. 

Beim Umfang der Steuerbefreiung ist 
zwischen den Fahrten des Arbeitneh-
mers im Personenfernverkehr und im 
Personennahverkehr zu unterscheiden.

Fahrten im Personenfernverkehr

Zu den begünstigten öffentlichen Ver-
kehrsmitteln im Linienverkehr („Perso-
nenfernverkehr“) gehören:

 • Fernzüge der Deutschen Bahn (ICE, 
IC, EC), Fernbusse auf festgelegten 
Linien oder Routen und mit festge-
legten Haltepunkten,

 • vergleichbare Hochgeschwindig-
keitszüge und schnellfahrende Fern-
züge anderer Anbieter (z. B. TGV).
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Arbeitgeberleistungen, die zur Nutzung 
des Personenfernverkehrs berechti-
gen, sind steuerfrei, soweit sie auf 
Fahrten 

 • zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte,

 • zu einem Sammelpunkt oder 
 • einem weiträumigen Tätigkeitsge-

biet entfallen (im Folgenden ver-
einfacht bzw. zusammenfassend 
als Strecke Wohnung/Tätigkeits-
stätte bezeichnet). 

Privatfahrten im Personenfernverkehr 
sind hingegen nicht begünstigt.

Beachten Sie | Gilt die Fahrkarte nur 
für die Strecke Wohnung/Tätigkeits-
stätte, ist die tatsächliche Nutzung der 
Fahrberechtigung auch zu privaten 
Fahrten (z. B. am Wochenende) dann 
aber unbeachtlich.

Geht die Fahrberechtigung für den Per-
sonenfernverkehr über die Strecke 
Wohnung/Tätigkeitsstätte hinaus, ist 
als Wert der Arbeitgeberleistung der 
reguläre Verkaufspreis einer Fahrbe-
rechtigung für die Strecke Wohnung/
Tätigkeitsstätte anzusetzen.

MERKE | Die Steuerfreiheit für Fahr-
ten im Personenfernverkehr kommt 
nur in Betracht für Arbeitnehmer in 
einem aktiven Beschäftigungsverhält-
nis sowie für die beim Entleiher be-
schäftigten Leiharbeitnehmer. 

Fahrten im Personennahverkehr

Zum öffentlichen Personennahverkehr 
gehört die allgemein zugängliche Beför-
derung von Personen im Linienverkehr, 
die überwiegend dazu bestimmt ist, die 
Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- 
oder Regionalverkehr zu befriedigen. 
Als öffentlicher Personennahverkehr 
gelten alle öffentlichen Verkehrsmittel, 
die nicht Personenfernverkehr sind. 

Generell nicht von § 3 Nr. 15 EStG erfasst 
werden insbesondere:

 • für konkrete Anlässe speziell ge-
mietete bzw. gecharterte Busse 
oder Bahnen,

 • Taxen im Gelegenheitsverkehr, die 
nicht auf konzessionierten Linien 
oder Routen fahren,

 • Luftverkehr.

Aber: Soweit Taxen ausnahmsweise im 
Linienverkehr nach Maßgabe der ge-
nehmigten Nahverkehrspläne einge-

setzt werden (z. B. zur Verdichtung, Er-
gänzung oder zum Ersatz anderer öffent-
licher Verkehrsmittel) und von der Fahr-
berechtigung mitumfasst sind oder ge-
gen einen geringen Aufpreis genutzt 
werden dürfen, gehören sie zum begüns-
tigten Personennahverkehr.

MERKE | Die Steuerbefreiung gilt für 
alle Arbeitnehmer oder Leiharbeit-
nehmer. Denn die Nutzung des öffent-
lichen Personennahverkehrs ist unab-
hängig von der Art der Fahrten be-
günstigt, also auch bei Privatfahrten 
des Arbeitnehmers.

Prognoserechnung

Nutzt der Arbeitnehmer die Fahrberech-
tigung für den Personenfernverkehr 
auch für Dienstreisen oder die wöchent-
liche Familienheimfahrt bei einer dop-
pelten Haushaltsführung, kann die Kos-
tenerstattung nach Dienstreisegrund-
sätzen bzw. den Grundsätzen für eine 
doppelte Haushaltsführung steuerfrei 
bleiben. Diese Steuerbefreiung hat Vor-
rang vor § 3 Nr. 15 EStG. In diesem Fall 
kann der Arbeitgeber im Rahmen einer 
Prognoseberechnung prüfen, ob die 
Fahrberechtigung bereits bei Hingabe 
insgesamt steuerfrei belassen werden 
kann.

◼◼ Beispiel Vollamortisation

Ein Arbeitgeber (AG) überlässt seinem 
Arbeitnehmer (AN) eine Bahncard 100, 
die er für 4.400 EUR erworben hat. 
Nach der Prognose des AG betragen die 
ersparten Kosten der Einzelfahrscheine 
für Dienstreisen im Gültigkeitszeitraum 
3.000 EUR. Der reguläre Preis der Jah-
resfahrkarte für die Strecke Wohnung/
Tätigkeitsstätte hätte 1.600 EUR betra-
gen. Tatsächlich ergeben sich für 
Dienstreisen des AN aus unvorherseh-
baren Gründen nur ersparte Kosten 
der Einzelfahrscheine von 2.500 EUR.

Nach der Prognose übersteigen die 
ersparten Kosten für die Einzelfahr-
scheine zusammen mit dem regulä-
ren Verkaufspreis einer Fahrberechti-
gung für die Strecke Wohnung/Tätig-
keitsstätte die Kosten der Bahncard. 
Diese ist daher in Höhe von 3.000 EUR 
steuerfreier Reisekostenersatz. Der 
verbleibende Betrag von 1.400 EUR ist 
eine steuerfreie Arbeitgeberleistung 
nach § 3 Nr. 15 EStG. Auf den Umfang 
der tatsächlichen Nutzung sowie die 
private Nutzungsmöglichkeit kommt 
es nicht an. Dass die prognostizierte 
Vollamortisation tatsächlich nicht ein-
getreten ist, ist unerheblich.

◼◼ Beispiel Teilamortisation

Wie das Beispiel Vollamortisation mit 
dem Unterschied, dass die ersparten 
Kosten der Einzelfahrscheine für Dienst-
reisen nach der Prognose 2.500 EUR be-
tragen. Tatsächlich ergeben sich er-
sparte Kosten von 4.000 EUR.

Die ersparten Kosten für Einzelfahr-
scheine erreichen auch zusammen mit 
dem regulären Verkaufspreis einer 
Fahrberechtigung für die Strecke Woh-
nung/Tätigkeitsstätte nicht die Kosten 
der Bahncard (prognostizierte Teil-
amortisation). Die Bahncard kann da-
her zunächst nur insoweit steuerfrei 
belassen werden, als die Voraussetzun-
gen für eine Steuerfreistellung nach § 3 
Nr. 15 EStG vorliegen (1.600 EUR).

AG kann den Arbeitslohn in Höhe der 
durch die tatsächliche Nutzung der 
Bahncard für Dienstreisen ersparten 
Kosten der Einzelfahrscheine monats-
weise oder auch am Ende des Gültig-
keitszeitraums mindern (mittels Ver-
rechnung mit dem dann feststehenden 
Reisekostenerstattungsanspruch). Da-
nach ergibt sich noch eine steuerfreie 
Reisekostenerstattung von 2.800 EUR, 
neben den bereits steuerfrei belasse-
nen Leistungen nach § 3 Nr. 15 EStG.

MERKE | Führt der Arbeitgeber keine 
Amortisationsprognose durch, stellt die 
Überlassung der Fahrberechtigung zu-
nächst in voller Höhe steuerpflichtigen 
Arbeitslohn dar. Erst am Jahresende 
darf dann eine Korrektur erfolgen.

Entfernungspauschale und  
Aufzeichnungspflichten

Die nach § 3 Nr. 15 EStG steuerfreien 
Arbeitgeberleistungen mindern die bei 
der Einkommensteuerveranlagung ab-
ziehbare Entfernungspauschale (maxi-
mal bis auf 0 EUR). Auch hierzu regelt 
die Finanzverwaltung mehrere Details. 

Beachten Sie | Der Gesetzgeber will 
mit dem Jahressteuergesetz 2019 nach-
bessern: Künftig soll die Ausgabe eines 
Jobtickets mit 25 % durch den Arbeitge-
ber pauschal versteuert werden kön-
nen. Dafür soll die Anrechnung auf die 
Entfernungspauschale entfallen.

Der Arbeitgeber hat die steuerfreien Ar-
beitgeberleistungen im Lohnkonto auf-
zuzeichnen und in der Lohnsteuerbe-
scheinigung zu bescheinigen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 15.8.2019, Az. IV 
C 5 - S 2342/19/10007 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 210780
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Für Arbeitgeber

Unbelegte Brötchen mit einem Heißgetränk  
sind kein steuerlich relevantes Frühstück 

| Stellt der Arbeitgeber unbelegte Backwaren wie Brötchen und Rosinenbrot nebst 
Heißgetränken zum sofortigen Verzehr im Betrieb bereit, handelt es sich bei diesen 
Vorteilen grundsätzlich nicht um Arbeitslohn, sondern um nicht steuerbare Auf-
merksamkeiten. Dies hat der Bundesfinanzhof aktuell entschieden. |

◼◼ Sachverhalt

Ein Arbeitgeber hatte seinen Ange-
stellten arbeitstäglich verschiedene 
Brötchensorten (unbelegt) in einem 
Brötchenkorb sowie Heißgetränke aus 
einem Getränkeautomat unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt. Aufstrich oder 
sonstiger Belag wurden nicht gestellt, 
sondern nur die trockenen Brotwaren.

Das Finanzamt sah hierin eine unent-
geltliche Zurverfügungstellung einer 
Mahlzeit in Form eines Frühstücks, 
das mit dem amtlichen Sachbezugs-
wert je Mitarbeiter und Arbeitstag zu 
besteuern sei (kalendertäglicher Wert 
in 2019: 1,77 EUR). Doch das sah der 
Bundesfinanzhof anders.

Arbeitslohn liegt grundsätzlich vor, 
wenn der Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer eine Mahlzeit (wie ein Frühstück, 
Mittagessen oder Abendessen) unent-
geltlich oder verbilligt zur Verfügung 
stellt. Davon abzugrenzen sind aber 
nicht steuerbare Aufmerksamkeiten, 

die nur der Ausgestaltung des Arbeits-
platzes und der Schaffung günstiger 
betrieblicher Arbeitsbedingungen die-
nen und denen daher keine Entloh-
nungsfunktion zukommt.

Im Streitfall handelte es sich bei den 
Lebensmitteln nicht um Arbeitslohn in 
Form kostenloser Mahlzeiten, sondern 
um nicht steuerbare Aufmerksamkei-
ten. Unbelegte Brötchen sind auch in 
Kombination mit einem Heißgetränk 
kein Frühstück im Sinne der Sozialver-
sicherungsentgeltverordnung. 

Beachten Sie | Selbst für ein einfa-
ches Frühstück muss jedenfalls noch 
ein Aufstrich oder ein Belag hinzutre-
ten. Die Überlassung der Backwaren 
nebst Heißgetränken diente daher le-
diglich der Ausgestaltung des Arbeits-
platzes und der Schaffung günstiger 
betrieblicher Arbeitsbedingungen.

Quelle | BFH-Urteil vom 3.7.2019, Az. VI R 
36/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 211195; 
BFH, PM Nr. 58 vom 19.9.2019

Für alle Steuerpflichtigen

Grundstücksenteignung ist kein privates  
Veräußerungsgeschäft 

| Private Veräußerungsgeschäfte mit Grundstücken, bei denen der Zeitraum zwi-
schen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, unterliegen 
der Besteuerung. Da der Eigentumsverlust durch Enteignung aber keine Veräuße-
rung ist, so der Bundesfinanzhof, ist ein etwaiger Gewinn nicht zu versteuern. |

◼◼ Sachverhalt

Der Steuerpflichtige A hatte an einem 
unbebauten Grundstück in 2005 einen 
zusätzlichen Miteigentumsanteil per 
Zwangsversteigerung erworben. So 
wurde er zum Alleineigentümer. Drei 
Jahre später erließ die Stadt einen 
Sonderungsbescheid nach dem Bo-
densonderungsgesetz, wodurch das 
Eigentum auf die Stadt überging. Hier-
für erhielt der A eine Entschädigung. 
Hinsichtlich des in der Zwangsverstei-
gerung erworbenen Anteils nahm das 
Finanzamt ein Veräußerungsgeschäft 
an und setzte Einkommensteuer fest.

Der Bundesfinanzhof hat eine andere 
Sichtweise: Die Begriffe „Anschaffung“ 
und „Veräußerung“ erfassen entgeltliche 
Erwerbs- und Übertragungsvorgänge, 
die wesentlich vom Willen des Steuer-
pflichtigen abhängen. An einer willentli-
chen Übertragung auf eine andere Per-
son fehlt es aber, wenn – wie bei einer 
Enteignung – der Verlust des Eigentums 
am Grundstück ohne maßgeblichen Ein-
fluss des Steuerpflichtigen (und ggf. 
auch gegen seinen Willen) stattfindet.

Quelle | BFH-Urteil vom 23.7.2019, Az. IX R 
28/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 211256; 
BFH, PM Nr. 59 vom 19.9.2019

Für alle Steuerpflichtigen

Besteuerung eines 
einmaligen Sterbegeldes 
aus einer betrieblichen 
Altersversorgung 

| Ein Sterbegeld, das eine Pensions-
kasse an Erben zahlt, die nicht zugleich 
Hinterbliebene im Sinne der Altersvor-
sorgeversicherung sind, unterliegt nach 
einer Entscheidung des Finanzgerichts 
Düsseldorf der Einkommensteuer. Da 
diese Rechtsfrage aber bisher nicht 
höchstrichterlich entschieden ist, wurde 
die Revision zugelassen, die inzwischen 
beim Bundesfinanzhof anhängig ist. |

◼◼ Sachverhalt

Eheleute hatten nach dem Tod ihres 
Sohnes von einer Pensionskasse ein 
Sterbegeld erhalten. Der Auszahlung 
lag ein Versicherungsvertrag zugrunde, 
der von einem ehemaligen Arbeitgeber 
im Rahmen einer betrieblichen Alters-
versorgung abgeschlossen worden war. 
Nach dem Arbeitgeberwechsel hatte der 
Sohn die Versicherung übernommen.

Bezugsberechtigt waren laut Versiche-
rungsschein im Überlebensfall der 
Sohn und im Todesfall die Hinterbliebe-
nen (Ehegatte, Lebenspartner, Lebens-
gefährtin, Kinder). Da der Sohn keine 
„Hinterbliebenen“ hinterließ, zahlte die 
Pensionskasse die Leistung – begrenzt 
auf ein Sterbegeld von 8.000 EUR – an 
die Eltern aus. Das Finanzamt besteu-
erte die Auszahlung als sonstige Ein-
künfte der Eheleute – und zwar zu 
Recht, wie das Finanzgericht befand. 

Nach § 22 Nr. 5 Einkommensteuerge-
setz gehören zu den sonstigen Einkünf-
ten „Leistungen aus Altersvorsorgever-
trägen, Pensionsfonds, Pensionskas-
sen und Direktversicherungen.“ Nach 
Ansicht des Finanzgerichts Düsseldorf 
ist auch das Sterbegeld eine Leistung 
aus der Versicherung. Dem steht eine 
betragsmäßige Begrenzung des Ster-
begeldes nicht entgegen. 

Beachten Sie | Dem Einwand der Ehe-
leute, dass keine eigenen Einkünfte, 
sondern Einkünfte des Sohnes vorlägen, 
widersprach das Finanzgericht. Denn 
die Besteuerung knüpft an den Zufluss 
des Geldes an – und dem Sohn war keine 
Versicherungszahlung zugeflossen.

Quelle | FG Düsseldorf, Urteil vom 6.12.2018, 
Az. 15 K 2439/18 E, Rev. BFH Az. X R 38/18, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 207999
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Für Kapitalanleger

Stückzinsen nach Einführung der Abgeltungsteuer 
steuerpflichtig

| Stückzinsen sind nach Einführung der Abgeltungsteuer ab dem Veranlagungszeit-
raum 2009 als Teil des Gewinns aus der Veräußerung einer sonstigen Kapitalforde-
rung steuerpflichtig. Dies gilt auch, wenn die Kapitalforderung vor 2009 erworben 
wurde. Damit hat der Bundesfinanzhof eine lang diskutierte Streitfrage geklärt. |

Hintergrund

Stückzinsen sind das vom Erwerber an 
den Veräußerer der Kapitalforderung ge-
zahlte Entgelt für die auf den Zeitraum 
bis zur Veräußerung entfallenden Zinsen 
des laufenden Zinszahlungszeitraums. 

Nach Einführung der Abgeltungsteuer 
war strittig, ob Stückzinsen in bestimm-
ten Fällen steuerfrei vereinnahmt wer-
den können. Denn sofern festverzinsli-
che Wertpapiere vor dem 1.1.2009 ange-
schafft und außerhalb der Spekulations-
frist veräußert wurden, ergab sich bei 
der Besteuerung von Stückzinsen eine 
gesetzliche Regelungslücke. Dement-
sprechend wurde zumindest teilweise 
die Meinung vertreten, dass Stückzinsen 
in diesen Fällen nicht der Besteuerung 
unterliegen.

Der Bundesfinanzhof musste nun ent-
scheiden, ob die durch das Jahressteu-
ergesetz 2010 vorgenommene Ergän-

zung – Stückzinsen sind in jedem Fall 
steuerpflichtig – nur klarstellenden 
Charakter hat oder ob es sich vielmehr 
um einen (unzulässigen) rückwirken-
den Tatbestand handelt.

Entscheidung

Der Bundesfinanzhof ordnet Stückzin-
sen, die nach dem 31.12.2008 zufließen, 
als Teil des Gewinns aus der Veräuße-
rung einer Kapitalforderung ein. Die 
Ergänzung durch das Jahressteuerge-
setz 2010 führt nicht zu einer verfas-
sungsrechtlich unzulässigen unechten 
Rückwirkung. Die Regelung hat nur de-
klaratorische Bedeutung, da Stückzin-
sen unabhängig davon, wann die veräu-
ßerte Kapitalforderung erworben wurde, 
stets der Besteuerung unterlagen.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.5.2019, Az. VIII R 
22/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 211129; 
BFH-Urteil vom 7.5.2019, Az. VIII R 31/15, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 211132; BFH, PM Nr. 57 
vom 12.9.2019

Für Personengesellschaften

Keine Geringfügigkeitsgrenze bei Abfärbung  
von gewerblichen Beteiligungseinkünften 

| Einkünfte einer Personengesellschaft aus Vermietung und Verpachtung oder aus 
Kapitalvermögen werden wegen zusätzlicher gewerblicher Beteiligungseinkünfte 
bei der Einkommensteuer in gewerbliche Einkünfte umqualifiziert. Sie unterliegen 
nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs aber nicht der Gewerbesteuer. |

Erzielen Gesellschaften neben nicht ge-
werblichen Einkünften auch solche aus 
einer originär gewerblichen Tätigkeit, 
führen nur geringfügige gewerbliche 
Einkünfte nicht zur Abfärbung. Eine so-
genannte Infizierung tritt dann nicht ein, 
wenn die gewerblichen Umsätze eine 
Bagatellgrenze von 3 % der Gesamt-
nettoumsätze und zusätzlich den Be-
trag von 24.500 EUR im Veranlagungs-
zeitraum nicht übersteigen. 

Bei gewerblichen Beteiligungseinkünf-
ten hat der Bundesfinanzhof eine Ge-
ringfügigkeitsgrenze aber nun abge-
lehnt. Somit führt einkommensteuer-

rechtlich jede Beteiligung, aus der die 
Gesellschaft gewerbliche Einkünfte be-
zieht, zu einer Umqualifizierung aller 
weiteren Einkünfte dieser Gesellschaft in 
solche aus Gewerbebetrieb. 

Die positive Nachricht: Eine Umqualifi-
zierung löst in diesen Fällen keine Ge-
werbesteuer aus. Denn nur so wird, so 
der Bundesfinanzhof, eine verfassungs-
widrige Schlechterstellung von Perso-
nengesellschaften gegenüber Einzel-
unternehmern vermieden.

Quelle | BFH-Urteil vom 6.6.2019, Az. IV R 
30/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 210294; 
BFH, PM Nr. 46 vom 1.8.2019

Für Arbeitgeber

Sozialversicherung: 
Schülerbetreuung als 
selbstständige Tätigkeit 

| Honorarkräfte bei einer über einen 
Verein organisierten Schülerbetreuung 
können selbstständig tätig sein. Das hat 
das Landessozialgericht Baden-Würt-
temberg aktuell entschieden und dabei 
zentrale Kriterien benannt, die gegen 
ein Arbeitsverhältnis in sozialversiche-
rungsrechtlicher Hinsicht sprechen. |

◼◼ Sachverhalt

Die Honorarkräfte hatten die Aufgabe, 
Schüler an Nachmittagen im vereins-
eigenen Schülerhaus in Absprache 
mit dem Verein zu betreuen. In einer 
Betriebsprüfung wurden die Versiche-
rungspflicht festgestellt und Sozial-
versicherungsbeiträge nachgefordert.

Das Landessozialgericht Baden-Würt-
temberg sah das aber anders und ent-
schied, dass die Schülerbetreuer nicht 
abhängig beschäftigt, sondern selbst-
ständig tätig waren. Entscheidend wa-
ren folgende Kriterien: 

Die Betreuer konnten ihre Arbeitszeit 
unabhängig vom Arbeitstag vollkom-
men frei im vorgegebenen Zeitrahmen 
einteilen. Die Absprachen erfolgten im 
Betreuerteam, der Verein machte keine 
Vorgaben. Für eine Vertretung bei Ver-
hinderung hatten sie selbst zu sorgen. 
Eine Vergütung im Krankheitsfall oder 
ein Urlaubsgeld gab es nicht.

Die Betreuer trugen auch ein wirtschaft-
liches Risiko, weil nur die tatsächlich 
erbrachten Stunden vergütet wurden.

Dass eine eigene Betriebsstätte fehlte, 
hielt das Landessozialgericht für nicht 
ausschlaggebend. Begründung: Es liegt 
in der Natur der Sache, dass man keine 
Betriebsstätte benötigt, wenn die Schü-
lerbetreuung in einem Hort erfolgt.

Die generelle Vorgabe der Zeiten und 
des Ortes ergab sich aus den Öffnungs-
zeiten und entsprach dem Wesen der 
angebotenen Leistung im Hort. Die Be-
treuer erhielten keine Weisungen, wie 
sie die Betreuungsleistungen durchzu-
führen hatten.

Quelle | LSG Baden-Württemberg, Urteil 
vom 19.12.2018, Az. L 2 R 3033/17, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 210055
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Für alle Steuerpflichtigen

Die Bundesregierung hat die Teilabschaffung  
des Solidaritätszuschlags auf den Weg gebracht

| Der Solidaritätszuschlag (kurz Soli) wurde u. a. zur Finanzierung der Wiederver-
einigung eingeführt. Kürzlich hat die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur 
Rückführung des Soli beschlossen. Damit soll die Ergänzungsabgabe von 2021 an 
für rund 90 % der heutigen Zahler vollständig entfallen. Für weitere 6,5 % soll der 
Zuschlag zumindest in Teilen entfallen. |

Hintergrund: Der Soli ist von Angestell-
ten, Selbstständigen, Gewerbetreiben-
den und Kapitalgesellschaften gleicher-
maßen zu zahlen. Er beträgt 5,5 % der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer.

◼◼ Beispiel

Der Steuerpflichtige A ist Arbeitneh-
mer, ledig und konfessionslos. Sein zu 
versteuerndes Einkommen lag in 2018 
bei 43.000 EUR. 

Die Einkommensteuer für 2018 beträgt 
9.752 EUR. Darauf wird ein Soli in Höhe 
von 536,36 EUR (= 5,5 % der Einkom-
mensteuer) erhoben.

Nach derzeitigem Recht wird der Soli 
nur erhoben, wenn die tarifliche Ein-
kommensteuer den Betrag von 972 EUR 
(bzw. 1.944 EUR bei Zusammenveranla-
gung von Ehegatten) übersteigt. Diese 
Freigrenze soll ab 2021 auf 16.956 EUR 
(bzw. 33.912 EUR) angehoben werden.

Beachten Sie | Durch die Erhöhung 
der Freigrenze sollen rund 90 % der 
vom Soli betroffenen Zahler von Lohn-
steuer und veranlagter Einkommen-

steuer vollständig vom Soli befreit wer-
den. Dies gilt auch für den Arbeitneh-
mer A im Beispiel. Bei unverändertem 
zu versteuernden Einkommen müsste er 
ab 2021 keinen Soli mehr zahlen. 

Zudem soll die sogenannte Milderungs-
zone angepasst werden. Diese verhin-
dert, dass bei Personen, deren Einkom-
mensteuerschuld nur minimal über der 
Freigrenze liegt, gleich der komplette 
Soli anfällt. Deshalb erhöht sich der Soli 
innerhalb der Milderungszone nur 
schrittweise auf 5,5 %. Von der geplan-
ten Anpassung sollen weitere 6,5 % der 
Soli-Zahler profitieren.

MERKE | Auf den Soli, den Kapitalge-
sellschaften (z. B. GmbH) auf die Kör-
perschaftsteuer zahlen müssen, hat das 
Gesetzesvorhaben keine Auswirkungen.  

Quelle | Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung für ein Gesetz zur Rückführung des Soli-
daritätszuschlags 1995 vom 21.8.2019; Die 
Bundesregierung vom 21.8.2019 „Solidaritäts-
zuschlag entfällt schrittweise – Milliarden-
schwere Entlastung ab 2021“ 

Für alle Steuerpflichtigen

Erhöhungen des Elterngelds durch Gehalts­
nachzahlungen möglich

| Nachgezahlter laufender Arbeitslohn, den der Elterngeldberechtigte außer-
halb der für die Bemessung des Elterngelds maßgeblichen 12 Monate vor dem 
Monat der Geburt des Kindes (Bemessungszeitraum) erarbeitet hat, ist der Be-
messung des Elterngelds zugrunde zu legen, wenn er im Bemessungszeitraum 
zugeflossen ist. Denn entscheidend ist, welches Einkommen der Berechtigte im 
Bemessungszeitraum hat. So lautet eine aktuelle Entscheidung des Bundessozial-
gerichts. |

Der im Streitfall beklagte Landkreis war 
deshalb nicht berechtigt, die von der 
Steuerpflichtigen im Juni 2013 vor dem 
Bemessungszeitraum (Juli 2013 bis Juni 
2014) erarbeitete Gehaltsnachzahlung 
bei der Berechnung des Elterngelds 
auszuklammern. Maßgeblich war viel-

mehr, dass ihr diese Gehaltsnachzah-
lung im August 2013 und damit im Be-
messungszeitraum tatsächlich zuge-
flossen war.

Quelle | BSG-Urteil vom 27.6.2019, Az. B 10 
EG 1/18 R, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
209644; BSG, PM Nr. 25 vom 27.6.2019

Für alle Steuerpflichtigen

Erbschaftsteuer:  
Steuerbefreiung gilt nur 
für ein Familienheim

| Haben die Erblasserin und der Allein-
erbe zwei Wohnungen gemeinsam ge-
nutzt und nutzt der Erbe beide Wohnun-
gen nach dem Tod der Erblasserin 
unverändert weiter, kann die Erbschaft-
steuerbefreiung nur für eine Wohnung 
gewährt werden. Dies hat das Finanzge-
richt Köln klargestellt. |

Hintergrund: Die vom Erblasser vorher 
selbst genutzte Wohnimmobilie kann 
steuerfrei vererbt werden, wenn das 
Familienheim vom Ehegatten bzw. ein-
getragenen Lebenspartner weitere 
zehn Jahre lang bewohnt wird. Erben 
Kinder oder Enkel (verstorbener Kin-
der), ist darüber hinaus zu beachten, 
dass die Steuerbefreiung auf eine Wohn-
fläche von 200 qm begrenzt ist. 

◼◼ Sachverhalt

Ein Sohn (S) hatte von seiner Mutter 
(M) in 2015 u. a. einen hälftigen Mitei-
gentumsanteil an einem Mehrfamilien-
haus (490 qm Wohnfläche) geerbt, in 
dem M bis zu ihrem Tode zwei Wohnun-
gen für sich und den S innehatte. Beide 
Wohnungen (Erdgeschoss: 115 qm; 
Obergeschoss: 125 qm) wurden von M 
und S gemeinsam genutzt und waren 
nur über das gemeinschaftliche Trep-
penhaus, welches auch von den übri-
gen Mietern genutzt wird, erreichbar.

Das Finanzamt gewährte die Steuerbe-
freiung nur für die Wohnung im Ober-
geschoss, da das Gesetz die Befreiung 
nur für „eine“ Wohnung vorsehe. S hin-
gegen begehrte die Steuerbefreiung 
für beide Wohnungen, jedoch begrenzt 
auf 200 qm. Nach seiner Ansicht stelle 
das Wort „eine” nur einen unbestimm-
ten Artikel dar; maßgeblich sei allein 
die Beschränkung der Fläche.

Das Finanzgericht schloss sich der Mei-
nung des Finanzamts an. Der Wortlaut 
der Vorschrift spricht ausdrücklich nur 
von der Steuerbefreiung für „eine Woh-
nung”, die der Erblasser zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt hat. Daran ändert 
auch die anschließende Begrenzung auf 
200 qm nichts, da der Wortlaut insoweit 
ebenfalls eindeutig ist („soweit die 
Wohnfläche der Wohnung 200 qm nicht 
übersteigt“).

Quelle | FG Köln, Urteil vom 30.1.2019, Az. 7 K 
1000/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 209357
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Für alle Steuerpflichtigen

Häusliches Arbeitszimmer: Renovierung des  
Badezimmers nicht steuerlich abzugsfähig

| Nach einer aktuellen Entscheidung des Bundesfinanzhofs gehören Kosten für 
den Umbau eines privat genutzten Badezimmers nicht zu den abziehbaren Auf-
wendungen für ein häusliches Arbeitszimmer. |

Hintergrund: Bei den eigentlichen Auf-
wendungen für das häusliche Arbeits-
zimmer (Miete, Energiekosten etc.) ist 
wie folgt zu unterscheiden:

 • Die Kosten sind grundsätzlich 
nicht als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abzugsfähig.

 • Stellt das Arbeitszimmer jedoch 
den Mittelpunkt der gesamten be-
trieblichen und beruflichen Betäti-
gung dar, besteht keine Abzugsbe-
schränkung. 

 • Bildet das Arbeitszimmer zwar 
nicht den Mittelpunkt der Betäti-
gung, steht aber für die betriebliche 
oder berufliche Tätigkeit kein ande-
rer Arbeitsplatz zur Verfügung, sind 
Kosten bis 1.250 EUR abziehbar.

◼◼ Sachverhalt

Eheleute hatten das Badezimmer und 
den vorgelagerten Flur in ihrem Eigen-
heim umgebaut. In dem Haus nutzte 
der Ehemann ein häusliches Arbeits-
zimmer für seine selbstständige Tätig-
keit, das 8,43 % der Gesamtfläche aus-
machte. Dementsprechend machte er 
auch 8,43 % der Umbaukosten als Be-
triebsausgaben geltend. 

Diese Aufwendungen berücksichtigte 
das Finanzamt (mit Ausnahme der 
Kosten für den Austausch der Tür zum 
Arbeitszimmer) allerdings nicht – und 
zwar zu Recht, wie nun der Bundes-
finanzhof entschied.

Die dem Arbeitszimmer direkt zuzu-
ordnenden Kosten sind in vollem Um-
fang abzugsfähig (sofern nicht die Be-
grenzung auf den Höchstbetrag von 
1.250 EUR greift).

Sind die Aufwendungen nicht direkt 
dem häuslichen Arbeitszimmer zuzu-
ordnen, sondern fallen sie (wie z. B. 
Schuldzinsen oder Müllabfuhrgebühren) 
für das ganze Gebäude an, sind sie nach 
dem Flächenverhältnis aufzuteilen und 
damit anteilig zu berücksichtigen.

Nicht anteilig abzugsfähig sind aller-
dings Kosten für einen Raum, der aus-
schließlich – oder mehr als in nur un-
tergeordnetem Umfang – privaten 
Wohnzwecken dient. Und dies gilt (wie 
im Streitfall) auch für das Badezimmer 
und den Flur.

Quelle | BFH-Urteil vom 14.5.2019, Az. VIII R 
16/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 210300; 
BFH, PM Nr. 47 vom 1.8.2019

Für Unternehmer

Ordnungsgemäße Buchführung:  
Neufassung der GoBD (vorerst) zurückgerufen

| Die „Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Daten-
zugriff (GoBD)“ wurden wegen der fortschreitenden Digitalisierung kürzlich mit 
Wirkung ab 2020 überarbeitet (BMF-Schreiben vom 11.7.2019, Az. IV A 4 - S 
0316/19/10003 :001) – und bereits wieder außer Kraft gesetzt. Der Grund: Es soll 
noch Abstimmungsbedarf mit den Bundesländern bestehen, wobei es sich wohl 
„nur“ um das Datenzugriffsrecht der Finanzbehörde nach § 147 Abs. 6 der Abga-
benordnung handeln soll. |

Dennoch: Da die im Juli auf der Webseite 
des Bundesfinanzministeriums veröf-
fentlichte Neufassung der GoBD wieder 
entfernt wurde, ist bis auf Weiteres das 
Schreiben vom 14.11.2014 maßgebend. 

Die in dem zurückgezogenen Schreiben 
genannten Erleichterungen (beispiels-
weise die bildliche Erfassung von Bele-
gen durch mobile Endgeräte) sind vor-
erst nicht anwendbar.

Für GmbH-Geschäftsführer

Zeitwertkonten:  
Verwaltung folgt der 
Rechtsprechung zu 
Fremd­Geschäftsführern

| Sind Einzahlungen bzw. Wertgutschrif-
ten auf einem Zeitwertkonto bei einem 
GmbH-Geschäftsführer steuerlich anzu-
erkennen? Diese Frage beschäftigt im-
mer wieder die Finanzgerichte. So auch 
kürzlich, als der Bundesfinanzhof ent-
schieden hat, dass eine Gutschrift beim 
Fremd-Geschäftsführer kein gegenwär-
tig zufließender Arbeitslohn ist. Dem hat 
sich die Finanzverwaltung nun ange-
schlossen. |

Vereinbarungen über die Einrichtung 
von Zeitwertkonten bei Arbeitnehmern, 
die zugleich als Organ einer Körper-
schaft bestellt sind, sind lohn- bzw. ein-
kommensteuerlich grundsätzlich anzu-
erkennen, wenn der Arbeitnehmer nicht 
an der Körperschaft beteiligt ist (z. B. 
Fremd-Geschäftsführer einer GmbH). 

Für Geschäftsführer, die an der GmbH 
beteiligt sind, aber keine beherrschende 
Stellung innehaben (z. B. Minderheits-
Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
GmbH), ist nach den allgemeinen Grund-
sätzen zu prüfen, ob eine verdeckte Ge-
winnausschüttung vorliegt. Ist diese 
nicht gegeben, sind Vereinbarungen 
über die Einrichtung von Zeitwertkonten 
lohn- bzw. einkommensteuerlich auch 
hier grundsätzlich anzuerkennen. 

Bei beherrschenden Gesellschafter-
Geschäftsführern liegt regelmäßig eine 
verdeckte Gewinnausschüttung vor. Hier 
werden Vereinbarungen über Zeitwert-
konten steuerlich nicht anerkannt. 

Beachten Sie | Der Erwerb einer Or-
ganstellung hat keinen Einfluss auf das 
bis zu diesem Zeitpunkt aufgebaute Gut-
haben eines Zeitwertkontos. Nach Er-
werb der Organstellung gelten für Zu-
führungen zum Zeitwertkonto die obigen 
Grundsätze. Nach Beendigung der 
Organstellung und Fortbestehen des 
Dienstverhältnisses kann der Arbeitneh-
mer das Guthaben weiter aufbauen oder 
das aufgebaute Guthaben für Zwecke 
der Freistellung verwenden. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 8.8.2019, Az. IV 
C 5 - S 2332/07/0004 :004, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 210513; BFH-Urteil vom 22.2.2018, 
Az. VI R 17/16
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Für Unternehmer

Elektronische Kassen: Zertifizierte technische  
Sicherheitseinrichtung erst ab 10/2020 Pflicht

| Nach § 146a der Abgabenordnung (AO) müssen bestimmte elektronische Auf-
zeichnungssysteme (insbesondere elektronische Kassensysteme und Registrier-
kassen) ab dem 1.1.2020 über eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung 
(TSE) verfügen. Auf Bund-Länder-Ebene wurde aber nun eine Nichtaufgriffsrege-
lung hinsichtlich der Implementierung von technischen Sicherheitseinrichtungen 
bei elektronischen Kassen(systemen) bis zum 30.9.2020 beschlossen. |

Für GmbH-Gesellschafter

Frist für den Antrag auf Regelbesteuerung  
gilt auch bei verdeckter Gewinnausschüttung
| Der Antrag, Einkünfte aus Kapitalvermögen nicht mit dem Abgeltungsteuersatz, 
sondern unter Anwendung des Teileinkünfteverfahrens der tariflichen Einkommen-
steuer zu unterwerfen, muss spätestens mit der Abgabe der Einkommensteuerer-
klärung gestellt werden. Diese Frist gilt nach einer Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs auch, wenn sich Kapitalerträge erst durch die Annahme einer verdeckten 
Gewinnausschüttung (vGA) bei einer Betriebsprüfung ergeben. |

Hintergrund

Grundsätzlich ist die Einkommensteuer 
auf Kapitalerträge mit der Abgeltung-
steuer abgegolten. Allerdings dürfen in 
diesem Fall auch keine Werbungskosten 
im Zusammenhang mit den Erträgen 
abgezogen werden. Es gilt vielmehr ein 
Sparer-Pauschbetrag von 801 EUR (bzw. 
1.602 EUR bei Zusammenveranlagung).

Als Alternative bietet sich das Teilein-
künfteverfahren an. Dieses ist auf An-
trag möglich, wenn der Steuerpflichtige 
unmittelbar oder mittelbar

 • zu mindestens 25 % an der Kapital-
gesellschaft beteiligt ist oder

 • zu mindestens 1 % beteiligt ist und 
durch seine berufliche Tätigkeit für 
die Kapitalgesellschaft maßgebli-
chen unternehmerischen Einfluss 
auf deren wirtschaftliche Tätigkeit 
nehmen kann.

Dann unterliegen die Beteiligungser-
träge zu 60 % der tariflichen Einkom-
mensteuer. Werbungskosten werden 
ebenfalls zu 60 % berücksichtigt.

Entscheidung

Wird der Antrag auf Teileinkünfteverfah-
ren erst nach Abgabe der Einkommen-
steuererklärung gestellt, ist das selbst 
dann nicht fristgerecht, wenn zuvor ein 
Antrag auf Günstigerprüfung gestellt 
wurde. Denn hierbei handelt es sich nicht 
um einen konkludenten Optionsantrag.

Die Frist gilt auch, wenn eine vGA aus 
einer Beteiligung erst durch eine Be-
triebsprüfung festgestellt wird und der 
Steuerpflichtige in der unzutreffenden 
Annahme, keine Kapitalerträge erzielt 
zu haben, keinen Antrag gestellt hat.

PRAXISTIPP | Ein Antrag kann auch 
vorsorglich gestellt werden. Dies kann 
sinnvoll sein, wenn das Risiko besteht, 
dass das Finanzamt nachträglich eine 
vGA feststellen könnte. Hier ist indes zu 
bedenken, dass der Antrag (solange er 
nicht widerrufen wird) auch für die fol-
genden vier Veranlagungszeiträume gilt.

Quelle | BFH-Urteil vom 14.5.2019, Az. VIII R 
20/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 210785

Für alle Steuerpflichtigen

Aufwendungen für den  
Besuch eines Fitness­ 
und Gesundheitsclubs 
nicht abzugsfähig

| Aufwendungen für den Besuch eines 
Fitness- und Gesundheitsclubs sind je-
denfalls dann nicht als außergewöhnli-
che Belastungen zu berücksichtigen, 
wenn der Steuerpflichtige keine ärztli-
che Verordnung vorlegt. Pauschale 
ärztliche Bescheinigungen, nach denen 
z. B. Krankengymnastik und Muskel-
training angeraten werden, reichen 
nach einer Entscheidung des Finanzge-
richts Köln nicht. |

◼◼ Sachverhalt

Eine Steuerpflichtige hatte in ihrer 
Steuererklärung den Jahresbeitrag für 
einen Fitness- und Gesundheitsclub 
sowie Fahrtkosten zum Club als außer-
gewöhnliche Belastungen geltend ge-
macht. Doch weder das Finanzamt 
noch das Finanzgericht Köln erkannten 
die Aufwendungen steuerlich an. 

Das Finanzgericht stellte zunächst in-
frage, ob und inwieweit es sich bei den 
Fitnessstudiobeiträgen überhaupt um 
unmittelbare (berücksichtigungsfähige)  
Krankheitskosten und nicht vielmehr 
um Kosten für vorbeugende oder allge-
mein gesundheitsfördernde Maßnah-
men handelt, die zu den nicht abziehba-
ren Kosten der Lebensführung gehören.

Letztlich konnte das Finanzgericht diese 
Frage jedoch offenlassen, da die Steu-
erpflichtige eine zum Nachweis der 
Zwangsläufigkeit erforderliche Verord-
nung eines Arztes oder Heilpraktikers 
für jede durchgeführte Einzelmaßnahme 
nicht vorgelegt hat. 

MERKE | Es reicht nicht aus, dass 
ein Arzt pauschal bescheinigt, dass 
Sporttherapie, Krankengymnastik, Be-
wegungsübungen und Massagen unter 
therapeutischer Anleitung benötigt 
werden und Aufbautraining der Musku-
latur angeraten wird, um die Gesund-
heit aufrechtzuerhalten. Denn diese 
Bestätigungen stellen kein Rezept 
oder eine Verschreibung einer konkre-
ten und individuellen Therapiemaß-
nahme dar.

Quelle | FG Köln, Urteil vom 30.1.2019, Az. 7 K 
2297/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 210781

Voraussichtlich erst im Oktober 2019 
sollen die ersten – vorläufig zertifizier-
ten – TSEs verfügbar sein. Somit war ab-
sehbar, dass eine flächendeckende Aus-
stattung aller Kassen bis zum 1.1.2020 
nicht mehr möglich sein wird.

Eine Verlängerung gibt es nach der 
Mitteilung der IHK Ruhr auch für die 
Meldungen, die Steuerpflichtige dem 

Finanzamt machen müssen, wenn sie 
aufzeichnungspflichtige Geschäftsvor-
fälle oder andere Vorgänge mit einem 
elektronischen Aufzeichnungssystem 
erfassen. Diese Meldungen sollen erst 
bei Verfügbarkeit eines elektronischen 
Meldeverfahrens erfolgen müssen.

Quelle | Bayerisches Staatsministerium der 
Finanzen, PM vom 25.9.2019; IHK Ruhr, Mel-
dung vom 26.9.2019
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Für alle Steuerpflichtigen

Finanzamt darf gleichen Sachverhalt  
in unterschiedlichen Jahren anders beurteilen 

| Im Ertragsteuerrecht gilt der Grundsatz der Abschnittsbesteuerung. Das musste 
kürzlich ein Steuerpflichtiger vor dem Finanzgericht Niedersachsen „schmerzlich“ 
erfahren. Danach darf das Finanzamt den gleichen Sachverhalt in einem Jahr so 
und im anderen Jahr anders handhaben. |

◼◼ Sachverhalt

Das Finanzamt hatte einem IT-Unter-
nehmer jahrelang geglaubt, dass er 
den jeweiligen betrieblichen Pkw nicht 
privat nutzt. Ein Fahrtenbuch hatte es 
nie gefordert. Im 13. Jahr unterstellte 
das Finanzamt dann, dass der Unter-
nehmer den Pkw doch privat genutzt 
habe und besteuerte den geldwerten 
Vorteil nach der 1 %-Regelung. Dage-
gen wehrte sich der Unternehmer ver-
geblich.

Das Finanzgericht Niedersachsen stellte 
zunächst heraus, dass der Beweis des 
ersten Anscheins für eine Privatnut-
zung des betrieblichen Pkw spricht. 
Und diesen Anscheinsbeweis konnte 
der Steuerpflichtige nicht entkräften. 

Das Finanzamt war an seine steuerli-
che Würdigung des Sachverhalts in den 
vorangegangenen Veranlagungszeit-
räumen (jeweils kein Ansatz eines Pri-
vatnutzungsanteils) im Streitjahr nicht 
gebunden.

Bei Veranlagungssteuern wie der Ein-
kommensteuer bedeutet die unter-
schiedliche Behandlung eines gleichar-
tigen Sachverhalts in verschiedenen 
Veranlagungszeiträumen weder einen 
Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz 
noch einen Verstoß gegen Treu und 
Glauben. Vielmehr gilt im Ertragsteuer-
recht der Grundsatz der Abschnittsbe-
steuerung, wonach die Grundlagen für 
die Festsetzung der Einkommensteuer 
jeweils für ein Kalenderjahr zu ermitteln 
sind. Dies ermöglicht dem Finanzamt in 
jedem Veranlagungszeitraum eine er-
neute Überprüfung und ggf. Änderung 
einer früheren steuerlichen Würdigung. 

Beachten Sie | Mit dieser Entschei-
dung will sich der Steuerpflichtige aber 
nicht zufrieden geben und hat gegen die 
nicht zugelassene Revision Nichtzulas-
sungsbeschwerde beim Bundesfinanz-
hof eingelegt. Große Erfolgsaussichten 
dürften nicht bestehen.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
20.3.2019, Az. 9 K 125/18, NZB BFH Az. VIII B 
61/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 208941

Für alle Steuerpflichtigen

Neue Dienstanweisung zum Kindergeld

| Bei Fragen zum Kindergeld dürfte ein Blick in die 175 Seiten umfassende Dienstan-
weisung des Bundeszentralamts für Steuern hilfreich sein. Die Dienstanweisung ist 
die zentrale Vorschrift für die Familienkassen und wurde nun auf den Rechtsstand 
2019 geändert. Sie kann unter www.iww.de/s2953 heruntergeladen werden. |

Für alle Steuerpflichtigen

Aktualisierte Broschüre: Steuertipps für behinderte 
Menschen und Ruheständler

| Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat seine Broschüre „Steuertipps 
für Menschen mit besonderen Bedürfnissen aufgrund einer Behinderung und für 
Menschen im Ruhestand“ aktualisiert (Stand Juli 2019). |

Die 28 Seiten umfassende Broschüre 
vermittelt einen kompakten steuerli-
chen Überblick über verschiedene Ent-
lastungen und Vergünstigungen. Ruhe-
ständler enthalten darüber hinaus An-

haltspunkte, ob und in welchem Um-
fang ihre Altersbezüge steuerpflichtig 
sind. Die Broschüre kann unter www.
iww.de/s2954 kostenlos heruntergela-
den werden.

Für Unternehmer

Künstlersozialabgabe 
bleibt auch in 2020  
stabil bei 4,2 %

| Der Abgabesatz zur Künstlersozial-
versicherung wird auch im Jahr 2020 
bei 4,2 % liegen. Damit bleibt der Ab-
gabesatz im dritten Jahr in Folge un-
verändert. |

Der unveränderte Abgabesatz ist im We-
sentlichen auf das Gesetz zur Stabilisie-
rung des Künstlersozialabgabesatzes zu 
Beginn des Jahres 2015 zurückzufüh-
ren. Denn wegen der dadurch intensi-
vierten Prüf- und Beratungstätigkeit 
von Rentenversicherung und Künstler-
sozialkasse hat sich die Zahl der abga-
bepflichtigen Unternehmen erhöht.

Was ist die Künstlersozial-
versicherung?

Über die Künstlersozialversicherung 
werden über 185.000 selbstständige 
Künstler und Publizisten als Pflichtver-
sicherte in den Schutz der gesetzlichen 
Kranken-, Pflege- und Rentenversiche-
rung einbezogen. Die Künstler und Pu-
blizisten tragen – wie abhängig be-
schäftigte Arbeitnehmer – die Hälfte 
ihrer Sozialversicherungsbeiträge. Die 
andere Beitragshälfte wird finanziert 
durch einen Bundeszuschuss (20 %) und 
durch die Künstlersozialabgabe der Un-
ternehmen (30 %), die künstlerische und 
publizistische Leistungen verwerten. 

Wer zahlen muss und  
wer nicht

Grundsätzlich gehören alle Unterneh-
men, die durch ihre Organisation, beson-
dere Branchenkenntnisse oder speziel-
les Know-how den Absatz künstleri-
scher Leistungen am Markt fördern 
oder ermöglichen, zum Kreis der künst-
lersozialabgabepflichtigen Personen. 

Beachten Sie | Zahlungen, die an eine 
juristische Person (z. B. GmbH), GmbH 
& Co. KG, KG oder OHG erfolgen, sind 
nicht abgabepflichtig. Weiterführende 
Informationen zur Abgabepflicht und 
-freiheit (u. a. Geringfügigkeitsgrenze 
von 450 EUR) erhalten Sie unter www.
kuenstlersozialkasse.de.

Quelle | Künstlersozialabgabe-Verordnung 2020, 
BGBl I 2019, S. 1354; BMAS, PM vom 5.9.2019
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Für alle Steuerpflichtigen

Entfernungspauschale: Bundesfinanzhof entscheidet zur ersten Tätigkeitsstätte

| Durch die steuerliche Reisekostenreform gilt erstmals für den Veranlagungszeitraum 2014 der Begriff der ersten Tätigkeits-
stätte (zuvor regelmäßige Arbeitsstätte). In mehreren Entscheidungen hat der Bundesfinanzhof nun für verschiedene Berufs-
gruppen herausgestellt, in welchen Fällen eine erste Tätigkeitsstätte vorliegt. |

Hintergrund 

Bei einer ersten Tätigkeitsstätte ist der 
Arbeitnehmer beim Kostenabzug auf 
die Entfernungspauschale beschränkt. 
Handelt es sich jedoch um eine Aus-
wärtstätigkeit, kann er seine Fahrtkosten 
(ggf. auch Verpflegungsmehraufwand) 
nach Reisekostengrundsätzen geltend 
machen, was steuerlich günstiger ist.

Nach § 9 Abs. 4 S. 1 Einkommensteuer-
gesetz (EStG) ist erste Tätigkeitsstätte 
die ortsfeste betriebliche Einrichtung 
des Arbeitgebers, eines verbundenen 
Unternehmens (§ 15 Aktiengesetz) oder 
eines vom Arbeitgeber bestimmten 
Dritten, der der Arbeitnehmer dauer-
haft zugeordnet ist.

Die Zuordnung erfolgt vorrangig an-
hand der dienst- oder arbeitsrechtli-
chen Festlegungen sowie die diese 
ausfüllenden Absprachen und Weisun-
gen durch den Arbeitgeber.

Typische Fälle einer dauerhaften Zu-
ordnung sind in § 9 Abs. 4 S. 3 EStG auf-
geführt:

 • unbefristetes Tätigwerden,
 • Tätigwerden für die Dauer des 

Dienstverhältnisses,
 • Tätigkeit über einen Zeitraum von 

mehr als 48 Monaten.

Fehlt eine solche dienst- oder arbeits-
rechtliche Festlegung auf eine Tätig-
keitsstätte oder ist sie nicht eindeutig, 
ist erste Tätigkeitsstätte die betriebli-
che Einrichtung, an der der Arbeitneh-
mer dauerhaft

 • typischerweise arbeitstäglich oder
 • je Arbeitswoche zwei volle Arbeits-

tage oder mindestens ein Drittel 
seiner vereinbarten regelmäßigen 
Arbeitszeit tätig werden soll.

Zuordnung durch den Arbeitgeber 

In seiner aktuellen Rechtsprechung hat 
der Bundesfinanzhof herausgestellt, 
dass zu den arbeits- oder dienstrechtli-
chen Weisungen und Verfügungen alle 
schriftlichen, aber auch mündlichen 
Absprachen oder Weisungen zählen. 

Da die Zuordnung nicht ausdrücklich er-
folgen muss, ist sie auch konkludent 
möglich. Neben der arbeitsrechtlichen 
Zuordnung zu einer betrieblichen Ein-
richtung ist keine gesonderte Zuwei-
sung zu einer ersten Tätigkeitsstätte für 
einkommensteuerliche Zwecke nötig. 

Entscheidend ist, ob der Arbeitnehmer 
aus der ex ante Sicht (also im Voraus) 
nach den arbeitsrechtlichen Festlegun-
gen an einer ortsfesten betrieblichen 
Einrichtung des Arbeitgebers, eines 
verbundenen Unternehmens oder eines 
vom Arbeitgeber bestimmten Dritten 
tätig werden sollte.

Im Gegensatz zur Meinung der Verwal-
tung muss die arbeitsrechtliche Zuord-
nungsentscheidung für ihre steuerliche 
Wirksamkeit nicht dokumentiert werden.

Umfang der Tätigkeit 

Ist der Arbeitnehmer einer bestimmten 
Tätigkeitsstätte arbeitsrechtlich zuge-
ordnet, kommt es auf den qualitativen 
Schwerpunkt der Tätigkeit, die der Ar-
beitnehmer dort ausübt oder ausüben 
soll, entgegen der bis 2013 geltenden 
Rechtslage nicht mehr an. 

Ausreichend ist, dass der Arbeitnehmer 
am Ort der ersten Tätigkeitsstätte zu-
mindest in geringem Umfang Tätigkei-
ten zu erbringen hat, die er arbeitsver-
traglich schuldet und die zu dem von 
ihm ausgeübten Berufsbild gehören.

Die vorgenannten Ausführungen gelten 
z. B. für einen Polizeibeamten im Strei-
fendienst: Die unbefristete Zuordnung 
zu seiner Dienststelle und die dortige 
Vornahme von Hilfs- und Nebentätig-
keiten (z. B. Schreibarbeiten und 
Dienstantrittsbesprechungen) begrün-
den eine erste Tätigkeitsstätte. Dass er 
schwerpunktmäßig außerhalb der Poli-
zeidienststelle im Außendienst tätig ist, 
darauf kommt es nicht an.

Auch eine Pilotin war in der Revision 
unterlegen. Da sie in den auf dem Flug-
hafengelände gelegenen Räumen der 
Airline in gewissem Umfang auch Tätig-
keiten im Zusammenhang mit der 

Flugvor- und Flugnachbereitung zu er-
bringen hatte, verfügte sie dort über 
eine erste Tätigkeitsstätte. Unerheblich 
war somit, dass sie überwiegend im in-
ternationalen Flugverkehr tätig war. 

MERKE | Auch ein großflächiges und 
entsprechend infrastrukturell er-
schlossenes Gebiet (z. B. Werksanlage, 
Betriebsgelände, Bahnhof oder Flug-
hafen) kommt als (großräumige) erste 
Tätigkeitsstätte in Betracht.

Befristete und unbefristete 
Arbeitsverhältnisse

Eine Zuordnung ist unbefristet, wenn die 
Dauer der Zuordnung zu einer Tätig-
keitsstätte aus der ex ante Sicht nicht 
kalendermäßig bestimmt ist und sich 
auch nicht aus Art, Zweck oder Beschaf-
fenheit der Arbeitsleistung ergibt.

Mit zwei weiteren Entscheidungen (zu 
Leiharbeitern und Hafenarbeitern) hat 
sich der Bundesfinanzhof auch zu befris-
teten Arbeitsverhältnissen geäußert: 
Danach liegt eine erste Tätigkeitsstätte 
vor, wenn der Arbeitnehmer für die Dauer 
des befristeten Dienst- oder Arbeitsver-
hältnisses an einer ortsfesten betriebli-
chen Einrichtung tätig werden soll. 

Erfolgt während der Befristung eine Zu-
ordnung zu einer anderen Tätigkeits-
stätte, stellt letztere keine erste Tätig-
keitsstätte mehr dar, weshalb ab die-
sem Zeitpunkt wieder die Dienstreise-
grundsätze Anwendung finden. Dies hat 
der Bundesfinanzhof für den Fall eines 
Leiharbeitnehmers entschieden. 

Zu den Fahrtkosten eines Gesamthafen-
arbeiters hat der Bundesfinanzhof nicht 
abschließend entschieden. Vielmehr 
muss das Finanzgericht nun im zweiten 
Rechtsgang prüfen, ob überhaupt orts-
feste Einrichtungen vorliegen.

Quelle | BFH, PM Nr. 43 vom 18.7.2019; zu Po-
lizeibeamten: BFH-Urteil vom 4.4.2019, Az. VI 
R 27/17; zu Leiharbeitern: BFH-Urteil vom 
10.4.2019, Az. VI R 6/17; zu Piloten: BFH-Urteil 
vom 11.4.2019, Az. VI R 40/16; zu Luftsicher-
heitskontrollkräften: BFH-Urteil vom 11.4.2019, 
Az. VI R 12/17; zu Hafenarbeitern: BFH-Urteil 
vom 11.4.2019, Az. VI R 36/16
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen 
trotz Baukindergeld

| Mit dem Baukindergeld wird der erst-
malige Erwerb von Wohneigentum oder 
die Neuanschaffung von Wohnraum ge-
fördert. Handwerkerleistungen sind 
nicht Inhalt der Förderung. Daher 
schließt die Gewährung von Baukinder-
geld eine Inanspruchnahme der Steu-
erermäßigung für Handwerkerleistun-
gen nicht aus – im Unterschied zu 
anderen Förderprogrammen der KfW-
Bankengruppe für investive Maßnah-
men der Bestandssanierung. |

Hintergrund: Für die Inanspruchnahme 
von Handwerkerleistungen erhalten 
Steuerpflichtige eine Steuerermäßigung 
in Höhe von 20 % der Aufwendungen 
(nur Lohnkosten), höchstens 1.200 EUR 
im Jahr. Dies gilt nach dem gesetzlichen 
Ausschluss jedoch nicht für öffentlich 
geförderte Maßnahmen, für die zinsver-
billigte Darlehen oder steuerfreie Zu-
schüsse beansprucht werden.

Quelle | FinMin Schleswig-Holstein, Verfü-
gung vom 18.6.2019, Az. VI 3012 - S 2296b - 025

Für Unternehmer

Aktualisiertes Daten­
schema für die E­Bilanz 

| Den Inhalt der Bilanz und der Ge-
winn- und Verlustrechnung müssen 
Unternehmer grundsätzlich nach amt-
lich vorgeschriebenem Datensatz 
durch Datenfernübertragung übermit-
teln. Das Bundesfinanzministerium hat 
nun das aktualisierte Datenschema der 
Taxonomien (Version 6.3) als amtlich 
vorgeschriebenen Datensatz veröffent-
licht (unter www.iww.de/s2916). |

Die neuen Taxonomien sind für die Bi-
lanzen der Wirtschaftsjahre zu verwen-
den, die nach dem 31.12.2019 beginnen 
(Wirtschaftsjahr 2020 oder 2020/2021). 
Es wird aber nicht beanstandet, wenn 
diese auch für das Wirtschaftsjahr 2019 
oder 2019/2020 verwendet werden. Die 
Übermittlungsmöglichkeit wird für Test-
fälle voraussichtlich ab November 2019 
gegeben sein; für Echtfälle ab Mai 2020.

Quelle | BMF-Schreiben vom 2.7.2019, Az. IV 
C 6 - S 2133-b/19/10001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 210021

Für GmbH-Geschäftsführer

Verdeckte Gewinnausschüttung: Pensionszahlungen 
und Geschäftsführervergütung

| Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass Pensionszahlungen an einen 
beherrschenden Gesellschafter, der daneben als Geschäftsführer tätig ist und hier-
für ein Gehalt bezieht, nicht zwingend eine verdeckte Gewinnausschüttung dar-
stellen. |

Hintergrund: Bei einer verdeckten Ge-
winnausschüttung handelt es sich – ver-
einfacht – um Vermögensvorteile, die 
dem Gesellschafter einer Kapitalgesell-
schaft außerhalb der gesellschafts-
rechtlichen Gewinnverteilung gewährt 
werden. Eine verdeckte Gewinnaus-
schüttung darf den Gewinn der Gesell-
schaft nicht mindern.

◼◼ Sachverhalt

Der Alleingesellschafter einer GmbH 
war bis zum Jahr 2010 als deren Ge-
schäftsführer bestellt. Nach seiner 
Abberufung aus Altersgründen er-
hielt der Alleingesellschafter auf der 
Grundlage einer Pensionszusage von 
der GmbH monatliche Pensionszah-
lungen. In 2011 wurde der Alleinge-
sellschafter dann erneut zum Ge-
schäftsführer bestellt. Als Vergütung 
erhielt er monatliche Zahlungen, die 
weniger als 10 % seiner früheren Ge-
schäftsführervergütung betrugen. Die 
Pension zahlte die GmbH weiter. 

Das Finanzamt war der Ansicht, dass 
die Pensionszahlungen als verdeckte 
Gewinnausschüttung zu qualifizieren 
seien. Begründung: Wenn in einer 
Pensionszusage für den Eintritt des 
Versorgungsfalls auch das Ausschei-
den aus den Diensten der Gesellschaft 
festgelegt ist, liege in Pensionszah-
lungen trotz Anstellung als Geschäfts-
führer eine verdeckte Gewinnaus-
schüttung.

Demgegenüber machte die GmbH gel-
tend, dass die Wiedereinstellung ihres 
Gesellschafters als Geschäftsführer 
aus betrieblichen Gründen erfolgt sei. 
Die Tätigkeit seiner Nachfolgerin habe 
zu Konflikten mit den Auftraggebern 
geführt. Es habe die Gefahr des Verlus-
tes von Aufträgen bestanden. Zudem 
sei ein neues Beschäftigungsverhältnis 
begründet und nicht das bisherige An-
stellungsverhältnis weitergeführt wor-
den. Die spätere Wiedereinstellung 
könne nicht zu einer Schädlichkeit der 
Pensionszahlung im Sinne einer ver-
deckten Gewinnausschüttung führen.

Das Finanzgericht Münster hat im Streit-
fall keine verdeckte Gewinnausschüt-

tung angenommen, obwohl der Bundes-
finanzhof die Auffassung vertritt, dass 
der eigentliche Zweck einer Pensions-
zusage verfehlt wird, wenn bei fortbe-
stehender entgeltlicher Geschäftsfüh-
reranstellung Altersbezüge geleistet 
würden. 

Begründung des Bundesfinanzhofs: 
Angesichts des Zwecks der Alterssi-
cherung würde ein ordentlicher und 
gewissenhafter Geschäftsführer einer 
Kapitalgesellschaft entweder verlan-
gen, dass 

 • das Gehalt aus der fortbestehen-
den Tätigkeit als Geschäftsführer 
auf die Versorgungsbezüge ange-
rechnet wird oder

 • der vereinbarte Eintritt des Versor-
gungsfalls bis zur Beendigung der 
Geschäftsführungstätigkeit aufge-
schoben wird.

Das Finanzgericht Münster begründete 
seine Entscheidung insbesondere mit 
den Besonderheiten des Sachverhalts: 
Bei Beginn der Pensionszahlung war 
die Wiedereinstellung des Alleingesell-
schafters noch nicht beabsichtigt gewe-
sen. Die erneute Geschäftsführertätig-
keit erfolgte allein im Interesse der 
GmbH. 

Zudem hatte das neue Geschäftsfüh-
rergehalt letztlich nur Anerkennungs-
charakter, da Gehalt und Pension in der 
Summe nur ca. 26 % der vorherigen 
Gesamtbezüge betrugen. Auch fremde 
Dritte hätten eine Anstellung zu einem 
geringen Gehalt zusätzlich zur Zahlung 
der Pensionsbezüge vereinbart.

Beachten Sie | Zur Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung und we-
gen grundsätzlicher Bedeutung hat das 
Finanzgericht Münster die Revision zu-
gelassen. Da diese inzwischen beim 
Bundesfinanzhof anhängig ist, können 
geeignete Fälle über einen Einspruch 
vorerst offengehalten werden. 

Quelle | FG Münster, Urteil vom 25.7.2019, Az. 
10 K 1583/19 K, Rev. BFH Az. I R 41/19, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 211193
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Für Unternehmer

Rentenberater sind gewerblich tätig – Prüfingenieure  
grundsätzlich nicht
| Rentenberater sind nicht freiberuflich tätig, sondern erzielen gewerbliche Ein-
künfte. Dies hat nun der Bundesfinanzhof entschieden. Bessere Nachrichten gibt 
es allerdings für Prüfingenieure, die Hauptuntersuchungen und Sicherheitsprü-
fungen durchführen. Denn sie erzielen grundsätzlich Einkünfte aus selbstständi-
ger Arbeit. |

◼◼ Sachverhalt (Rentenberater) 

In den Streitfällen waren die Steuer-
pflichtigen als Rentenberaterinnen 
tätig. Sie waren als solche im Rechts-
dienstleistungsregister registriert, 
verfügten aber nicht über eine Zulas-
sung als Rechtsanwältin oder Steuer-
beraterin. Die zuständigen Finanzäm-
ter sahen die Tätigkeit als gewerblich 
an und setzten Gewerbesteuer fest. 
Die hiergegen gerichteten Klagen 
blieben ohne Erfolg. 

Im Einkommensteuergesetz (EStG) 
sind in § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG mehrere 
konkrete Berufe (sogenannte Katalog-
berufe) aufgeführt, die als freiberufli-
che Tätigkeiten definiert werden. Ren-
tenberater gehören nicht dazu. 

Beachten Sie | Nach den Entschei-
dungen des Bundesfinanzhofs ist die 
Tätigkeit als Rentenberater auch kei-
nem der genannten Katalogberufe 
ähnlich, was ebenfalls zu einer selbst-
ständigen Tätigkeit geführt hätte. 

Bei der Prüfung ist auf die Ähnlichkeit 
mit einem der genannten Katalogberufe, 
z. B. dem des Rechtsanwalts oder Steu-
erberaters, abzustellen. In den Streit-
fällen fehlte es an der notwendigen 
Vergleichbarkeit von Ausbildung und 
ausgeübter Tätigkeit. Der Umstand, 
dass Rentenberater eine Tätigkeit aus-
üben, die auch von Rechtsanwälten 
wahrgenommen wird, begründet keine 
Ähnlichkeit zu diesem Beruf.

Beachten Sie | Darüber hinaus erziel-
ten die Steuerpflichtigen auch keine 
Einkünfte aus sonstiger selbstständi-
ger Arbeit nach § 18 Abs. 1 Nr. 3 EStG. 
Ihre Tätigkeiten waren im Schwerpunkt 
beratender Natur. Sie übten keine 
selbstständige fremdnützige Tätigkeit 
in einem fremden Geschäftskreis aus, 
wie es für die gesetzlichen Regelbei-
spiele der Testamentsvollstrecker, Ver-
mögensverwalter oder Aufsichtsrats-
mitglieder prägend ist.

◼◼ Sachverhalt (Prüfingenieure) 

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR) führte u. a. Haupt- und Abgasun-
tersuchungen durch. Ihre Gesellschaf-
ter waren selbst Prüfingenieure. Den 
überwiegenden Teil der Haupt- und 
Abgasuntersuchungen hatten jedoch 
die drei bei der GbR angestellten Prüf-
ingenieure übernommen. Das Finanz-
amt war nun der Meinung, die GbR er-
ziele gewerbliche Einkünfte und setzte 
Gewerbesteuer fest. Dies hat der Bun-
desfinanzhof als zutreffend bestätigt. 

Grundsätzlich erzielen Prüfingenieure, 
die Hauptuntersuchungen und Sicher-
heitsprüfungen durchführen, Einkünfte 
aus selbstständiger Arbeit. Vorausset-
zung ist aber, dass sie insoweit leitend 
und eigenverantwortlich tätig werden. 
Und hieran fehlt es bei einer Personen-
gesellschaft, deren Gesellschafter zwar 
Prüfingenieure sind, die jedoch den 
überwiegenden Teil der Prüftätigkeiten 
durch angestellte Prüfingenieure 
durchführen lässt und sie dabei nur 
stichprobenartig überwacht. 

Nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 S. 3 EStG liegt eine 
freiberufliche Tätigkeit bei Anstellung 
von Fachpersonal („fachlich vorgebildete 
Fachkräfte“) nur vor, soweit der Freibe-
rufler leitend und auch eigenverantwort-
lich tätig ist. Das kann in der Praxis 
durchaus problematisch werden, da 
keine absoluten Grenzwerte existieren, 
ab wann dies nicht mehr der Fall ist.

MERKE | Nach der Stempeltheorie 
muss der Freiberufler der Tätigkeit 
seiner Mitarbeiter seinen „Stempel 
aufdrücken“. Das heißt: Die Tätigkeit 
der Mitarbeiter muss als solche des 
Berufsträgers erkennbar und damit 
ihm persönlich zurechenbar sein.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.5.2019, Az. VIII R 
2/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 210655; 
BFH-Urteil vom 7.5.2019, Az. VIII R 26/16, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 210654; BFH, PM Nr. 52 
vom 16.8.2019; BFH-Urteil vom 14.5.2019, Az. 
VIII R 35/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
210791; BFH, PM Nr. 54 vom 22.8.2019

Für Arbeitgeber

Kfz­Überlassung  
an Arbeitnehmer:  
Geldwerter Vorteil 
entsteht unabhängig  
von der Privatnutzung  

| Überlässt der Arbeitgeber einem Ar-
beitnehmer unentgeltlich oder verbilligt 
einen Dienstwagen auch zur privaten 
Nutzung, führt dies zu einem als Lohn-
zufluss zu erfassenden steuerbaren 
Nutzungsvorteil des Arbeitnehmers. Ob 
der Arbeitnehmer den Dienstwagen tat-
sächlich auch privat genutzt hat, ist da-
bei unerheblich. Damit hat das Finanz-
gericht Hamburg die höchstrichterliche 
Rechtsprechung bestätigt. |

Nur ein Nutzungsverbot  
hilft hier weiter

Hat der Arbeitgeber aber ein Nutzungs-
verbot ausgesprochen, liegt kein geld-
werter Vorteil vor. Das Nutzungsverbot 
muss durch entsprechende Unterlagen 
(z. B. eine arbeitsvertragliche oder an-
dere arbeits- oder dienstrechtliche 
Rechtsgrundlage) nachgewiesen werden. 

Nach einem Schreiben des Bundes-
finanzministeriums steht dem Nut-
zungsverbot ein ausdrücklich mit Wir-
kung für die Zukunft erklärter schriftli-
cher Verzicht des Arbeitnehmers auf die 
Privatnutzung gleich, wenn aus außer-
steuerlichen Gründen ein Nutzungsver-
bot des Arbeitgebers nicht in Betracht 
kommt und der Nutzungsverzicht doku-
mentiert wird. Die Nutzungsverzichtser-
klärung ist als Beleg zum Lohnkonto 
aufzubewahren.

Andere Sichtweise  
bei Unternehmern

Handelt es sich demgegenüber z. B. um 
einen Pkw, der sich im Betriebsvermö-
gen eines Einzelunternehmers befindet, 
stellt sich die Rechtslage anders dar. 
Hier kann der Anscheinsbeweis, der für 
eine Privatnutzung spricht, durch einen 
Gegenbeweis entkräftet werden. Aller-
dings sind an diesen Gegenbeweis recht 
hohe Anforderungen zu stellen.

Quelle | FG Hamburg, Urteil vom 26.2.2019, 
Az. 2 K 273/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
210334; BMF-Schreiben vom 4.4.2018, Az. IV C 
5 - S 2334/18/10001
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Übertragung unter  
Vorbehaltsnießbrauch: 
Bei LuF­Betrieben  
steuerneutral möglich, bei 
Gewerbebetrieben nicht! 

| Die unentgeltliche Übertragung eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 
unter Nießbrauchsvorbehalt kann steu-
erneutral, d. h., unter Fortführung der 
Buchwerte erfolgen. So lautet eine aktu-
elle Entscheidung des 6. Senats des 
Bundesfinanzhofs. |

Interessant an dieser Entscheidung ist 
vor allem folgender Hinweis in der Ur-
teilsbegründung: „Soweit der 10. Senat 
des Bundesfinanzhofs für die Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb eine abweichende 
Auffassung vertritt, hat der Senat erheb-
liche Bedenken, ob er sich dem anschlie-
ßen könnte.“

Hintergrund: Der 10. Senat hatte in 
2017 entschieden, dass eine Buchwert-
fortführung voraussetzt, dass der 
Übertragende seine bisherige gewerb-
liche Tätigkeit einstellt. Und daran 
fehlt es, wenn die einzige wesentliche 
Betriebsgrundlage aufgrund des vorbe-
haltenen Nießbrauchs vom bisherigen 
Betriebsinhaber weiterhin gewerblich 
genutzt wird.

MERKE | Nach derzeitigem Stand 
der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung verhindert ein Vorbehaltsnieß-
brauch die steuerneutrale unentgelt-
liche Übertragung eines Gewerbebe-
triebs. Dies sollte bei etwaigen Über-
tragungsvereinbarungen unbedingt be-
rücksichtigt werden. 

Quelle | BFH-Urteil vom 8.5.2019, Az. VI R 
26/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 211262; 
BFH-Urteil vom 25.1.2017, Az. X R 59/14

Für Arbeitnehmer

Transferkurzarbeitergeld: Für Aufstockungsbeträge 
gibt es keine Steuersatzermäßigung

| Aufstockungsbeträge zum Transferkurzarbeitergeld sind nicht als Entschädi-
gung ermäßigt zu besteuern. Es handelt sich vielmehr um laufenden Arbeitslohn, 
wie der Bundesfinanzhof zu Zahlungen einer Transfergesellschaft im Rahmen 
eines bestehenden Arbeitsverhältnisses entschieden hat. |

◼◼ Sachverhalt

Ein Steuerpflichtiger wechselte – nach 
mehr als 24 Jahren Beschäftigungszeit 
– wegen der Stilllegung eines Werkes 
des Arbeitgebers zu einer Transferge-
sellschaft. Für die einvernehmliche 
Aufhebung des Beschäftigungsverhält-
nisses zahlte der bisherige Arbeitgeber 
eine Abfindung. Gleichzeitig schloss 
der Steuerpflichtige mit der Transfer-
gesellschaft ein befristetes Arbeitsver-
hältnis für die Dauer von zwei Jahren 
ab. Das Ziel: Eröffnung von Qualifizie-
rungsmöglichkeiten und Verbesse-
rung der Arbeitsmarktchancen. Den 
Steuerpflichtigen trafen arbeitsver-
traglich geregelte Mitwirkungs- und 
Teilnahmepflichten. Ein Beschäfti-
gungsanspruch bestand nicht.

Grundlage für das neue Arbeitsverhält-
nis mit der Transfergesellschaft war 
die Gewährung von Transferkurzarbei-
tergeld gemäß § 111 des Dritten Buchs 
Sozialgesetzbuch (SGB III). Die Trans-
fergesellschaft verpflichtete sich zur 
Zahlung eines Zuschusses zum Trans-
ferkurzarbeitergeld. 

Das Finanzamt behandelte die Aufsto-
ckungsbeträge als laufenden (norma-
len) Arbeitslohn. Demgegenüber war 
der Steuerpflichtige der Auffassung, 
es handele sich um eine ermäßigt zu 
besteuernde Entschädigung für den 
Verlust seines früheren Arbeitsplatzes. 
Das Finanzgericht Münster schloss 
sich dieser Meinung an, weshalb das 
Finanzamt die Revision bestritt und 
hier letztlich erfolgreich war.

Hintergrund: Der Gesetzgeber gewährt 
bei Entschädigungen eine ermäßigte 

Besteuerung (sogenannte Fünftel-Re-
gelung). Dabei muss es sich um eine 
Leistung handeln, die als Ersatz für ent-
gangene oder entgehende Einnahmen 
gewährt wird, d. h., die an die Stelle weg-
gefallener oder wegfallender Einnah-
men tritt. Die Leistung muss unmittel-
bar durch den Verlust von steuerbaren 
Einnahmen bedingt und dazu bestimmt 
sein, diesen Schaden auszugleichen so-
wie auf einer neuen Rechts- oder Billig-
keitsgrundlage beruhen.

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs sind 
die Voraussetzungen für eine ermäßigte 
Besteuerung nicht erfüllt. Die Aufsto-
ckungsbeträge sind dem Steuerpflichti-
gen aus dem mit der Transfergesell-
schaft geschlossenen Arbeitsverhältnis 
zugeflossen und durch dieses unmittel-
bar veranlasst. Sie stellen eine Gegen-
leistung für die vom Steuerpflichtigen 
aus dem Arbeitsverhältnis geschuldeten 
Arbeitnehmerpflichten dar. 

Beachten Sie | Der Annahme von Ein-
künften aus nichtselbstständiger Arbeit 
steht nicht entgegen, dass der Steuer-
pflichtige keinen Anspruch auf Be-
schäftigung hatte und die Transferge-
sellschaft zur tatsächlichen Beschäfti-
gung auch nicht verpflichtet war. Der 
Bundesfinanzhof begründete dies damit, 
dass ein Arbeitgeber auf die Arbeitsleis-
tung eines Mitarbeiters auch ganz ver-
zichten kann, ohne dass dies Einfluss 
auf den Bestand des Arbeitsverhältnis-
ses hat.

Quelle | BFH-Urteil vom 12.3.2019, Az. IX R 
44/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 209361; 
BFH, PM Nr. 36 vom 13.6.2019

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre mit Steuertipps für Steuerzahler

| Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat in einer umfangreichen Bro-
schüre zahlreiche Steuertipps zusammengestellt (Stand Juli 2019). Dabei wird u. a. 
dargestellt, welche Ausgaben beim Finanzamt geltend gemacht werden können 
und welche Angaben das Finanzamt dazu benötigt. Die Broschüre kann unter www.
iww.de/s3054 kostenfrei heruntergeladen werden. |


